Beschluss des Landesausschusses II / 2003 der KLJB Bayern in Niederalteich


Positionspapier der KLJB Bayern zur EU-Agrarreform vom 26.06.2003

1. Beurteilung der Zielrichtung der aktuellen EU-Agrarreform:

Die KLJB Bayern begrüßt grundsätzlich die Grundzüge der aktuellen EU-Agrarreform mit der Entkoppelung von Direktzahlungen, der Verankerung von Mindeststandards im Umweltbereich sowie der Stärkung des ländlichen Raums. Nur durch eine entkoppelte Förderung kann zukünftig eine Produktion für den Markt erfolgen und können Gelder im Zuge der WTO-Verhandlungen für die Landwirtschaft gesichert werden. 

Bei Mindestanforderungen im Umweltbereich (Cross Compliance) muss allerdings beachtet werden, dass Doppelkontrollen für die Einhaltung von nationalen Vorschriften für die gute landwirtschaftliche Praxis und zusätzliche Maßnahmen im Rahmen von Cross Compliance durch einheitliche EU-weite Standards vermieden werden. Dadurch werden Wettbewerbsverzerrungen in der EU verhindert und die Verbraucherinformation verbessert. 

Die Kürzung von Fördergeldern über die Modulation und der Einsatz dieser Gelder für die ländliche Entwicklung führen dazu, dass insgesamt weniger Geld bei den LandwirtInnen ankommt. Auch über zusätzliche Maßnahmen z.B. im Umweltbereich kann vom Landwirt / von der Landwirtin nur ein kleiner Teil dieser Gelder wieder zurückgewonnen werden. Bei der Umsetzung der EU-Agrarreform ist vor allem darauf zu achten, dass Fördermöglichkeiten über bisher schon vorhandene Programme für Agrarumweltmaßnahmen in Bundesländern wie Bayern oder Baden-Württemberg erhalten bleiben können. Es ist weiter abzuwarten, wie die über Modulation gekürzten Direktzahlungen zur Entwicklung des ländlichen Raums eingesetzt werden und welche Auswirkungen dies auf die Landwirtschaft hat.

2. Die KLJB Bayern sieht in der geplanten EU-Agrarreform folgende Nachteile:

· Die Entkoppelung von Ausgleichszahlungen sowie die Umsetzung und Kontrolle von Cross Compliance und nationalen Standards führen zu einem hohen zusätzlichen Bürokratieaufwand, der vor allem kleinere Betriebe finanziell und arbeitswirtschaftlich überproportional belastet.

· Es ist bei der Bevölkerung schwer vermittelbar, dass die Landwirte über Jahre die gleiche Förderung bekommen, auch wenn sie inzwischen ihre Produktion verändert haben und z.B. die Flächen nur noch in einem guten landwirtschaftlichen Zustand erhalten.

· Beim Betriebsmodell bleibt die ungerechte Verteilung von Fördergeldern bestehen. So gehen 80% der EU-Förderung an rund 20% der Betriebe (dies sind v.a. stark mechanisierte und arbeitsplatzarme Großbetriebe mit Ackerbau oder Bullenmast). 

· Die Umsetzung der EU-Agrarreform in Form einer regionalisierten Flächenprämie führt zu einer Benachteiligung von viehhaltenden Betrieben.

3. Weiterhin aktuell: Das Modell der arbeitskraftbezogenen Förderung der KLJB Bayern

Die KLJB Bayern sieht in dem von ihr seit 1999 propagierten Modell der arbeitskraftbezogenen Förderung (AK-Förderung) weiterhin die zukunftsfähigste Form der Unterstützung einer nachhaltigen Landwirtschaft. Dieses Modell ist:

· sozial, da es Arbeitsplätze in der Landwirtschaft sichert bzw. neu schafft,

· unbürokratisch, da über bestehende Statistiken die betriebsnotwendigen Arbeitskräfte pro Betrieb relativ einfach zu ermitteln sind, 

· transparent, da der bisherige Dschungel von Direktzahlungen wesentlich vereinfacht wird und

· stärkend für eine kleinstrukturelle, bäuerliche Landwirtschaft, da diese über einen höheren Arbeitskräftebesatz verfügen. Dies kommt insbesondere der bayerischen Landwirtschaft zu Gute. 

Die KLJB Bayern fordert die PolitikerInnen und ExpertInnen auf, dieses Modell in ihre Überlegungen einzubeziehen (Details siehe Anhang).

Einstimmig beschlossen vom KLJB Bayern Landesausschuss am 08. November 2003

Anhang: Grundzüge des AK-Fördermodells der KLJB Bayern

Die bisherigen produkt- und faktorbezogenen Zahlungen werden durch eine arbeitskraft-bezogene Förderung abgelöst. 

Bemessungsgrundlage für die Förderung je Betrieb sind die vorhandenen oder die betriebsnotwendigen Arbeitskräfte. Grundlage für die Berechnung der betriebsnotwendigen Arbeitskräfte sind die statistischen Daten des Kuratoriums für Technik und Bauwesen in der Landwirtschaft (KTBL). Für jede Arbeitskraft (BetriebsleiterInnen, mitarbeitende Familienan-gehörige, sozialversicherungspflichtige Angestellte) erhält ein Betrieb einen festen Zuschusssatz. Voraussetzung für die Förderung ist die ordnungsgemäße Bewirtschaftung des Betriebes.

Nicht berücksichtigt werden Saisonarbeitskräfte sowie lediglich geringfügig beschäftigte Aushilfskräfte. Neben- und Zuerwerbsbetriebe werden anteilig entsprechend der im landwirtschaftlichen Betrieb eingesetzten Arbeitskraft bei der Förderung berücksichtigt.

Die Höhe der Förderung pro Arbeitskraft errechnet sich aus einer entweder nationalen oder regionalen Verteilung der historischen Direktzahlungen zu einem bestimmten Stichtag auf die betriebsnotwendigen Arbeitskräfte. Dieser Satz ist in den verschiedenen Ländern der europäischen Union an die dortigen sozialen Verhältnisse, vor allem an das Lohnniveau und die Lebenshaltungskosten, anzupassen.
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